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Vorwort 

Die bisherige Diskussion um die demokratische Legitimation und 
Kontrolle der europäischen Gemeinschaftsgewalt hat die einzelstaatlich 
herausgebildeten Mechanismen zur Einschaltung der nationalen Parla-
mente in den übernationalen Willensbildungsprozeß vernachlässigt. 
Das mußte in doppelter Hinsicht negative Konsequenzen nach sich 
ziehen: Zum einen verlief  die Entwicklung derartiger „Kontrol l - und 
Konsenssurrogate" in den verschiedenen Mitgliedstaaten außerordent-
lich unterschiedlich. Dadurch wurde ihre Wirkung notwendig auf den 
nationalen Rahmen beschränkt, ihre Effektivität  auf übernationaler 
Ebene mith in erheblich gemindert. Und zum anderen fanden sich die 
beitr ittswil l igen Länder trotz einer dreizehnjährigen Gemeinschafts-
praxis hinsichtlich der Teilhabe ihrer Parlamente am europäischen 
Integrationsprozeß vor dieselben Fragen gestellt, die die Gründer-
staaten bereits in den Ratifikationsdebatten zu den Gemeinschaftsver-
trägen so unterschiedlich beantwortet hatten. Die seinerzeit zuweilen 
deutliche Ratlosigkeit gegenüber den neuartigen Phänomenen wurde 
nun noch durch die Diskussion über künftige Organstrukturen in einer 
Wirtschafts- und Währungsunion gesteigert. 

Die vorliegende Untersuchung soll einen Beitrag dazu leisten, die hier 
bestehende Lücke zu schließen, indem sie Verfahren  und Wirkungsweise 
des am weitesten institutionalisierten Mitwirkungsmechanismus dar-
stellt. Die Arbeit hat dem Fachbereich Rechtswissenschaft der Universi-
tät Hamburg im Wintersemester 1971/72 als Dissertation vorgelegen. 
Dementsprechend ist das Manuskript im wesentlichen im September 
1971 abgeschlossen worden. 

Besonderen Dank schulde ich meinem verehrten Lehrer, Herrn Profes-
sor Dr. Hans Peter Ipsen, der die Fertigstellung der Arbeit stets mi t 
freundlichem Rat und bereitwill iger Hilfe gefördert  hat, und Herrn 
Professor  Dr. Peter Badura, von dem die Anregung zu dieser Arbeit 
stammt. Zu danken habe ich darüber hinaus aber auch allen jenen Bon-
ner und Brüsseler Beamten, die mi t ihren Auskünften und präzisen 
Informationen zum Gelingen der Untersuchung beigetragen haben. 

Ulf  Oetting 
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Einleitung 

Kaum eine zweite Frage des Europäischen Gemeinschaftsrechts hat 
die wissenschaftliche Diskussion so kontinuierlich beschäftigt und zu 
kontroversen Äußerungen veranlaßt, wie die Frage nach der demokra-
tischen Legitimation und Kontrolle öffentlicher  Gemeinschaftsgewalt. 
Die Argumentationsbreite reicht von der Forderung nach der mi t der 
Vollkommenheit der im nationalstaatlichen Bereich entwickelten Kon-
sens- und Kontrollelemente ausgestatteten, bundesstaatlichen Gemein-
schaftsverfassung 1 über die Feststellung, daß eine über das Gegebene 
hinausführende „Demokratisierung der Gemeinschaften" den national-
staatlich vorgegebenen Integrationsrahmen sprengen würde2, bis hin 
zu dem Nachweis, daß die öffentliche  Gemeinschaftsgewalt zum einen 
im existenten Gemeinschaftsverfassungsrecht  hinreichend konsentierte 
Legitimation finde und zum anderen auf Grund der Eigenart des kon-
kreten Rechtsetzungsprozesses bei ihrer Wahrnehmung solcher Le-
gitimation nicht zugänglich sei und ihrer auch nicht bedürfe 3. In den bei-
tr i t tswi l l igen Ländern schließlich, vor allem in Großbritannien, aber 
auch in Norwegen, wurde die „undemokratische Gemeinschaftsstruktur" 
als Begründung für die Unzulässigkeit der mit dem Beitr i t t verbun-
denen Kompetenzentäußerung angeführt 4. Nur selten, und dann meist 
ganz am Rande, wurde dabei die Wirkungsweise bestehender von den 
mitgliedstaatlichen Verfassungen bereitgestellter Kontrol l - und Kon-
sensmechanismen im Hinblick auf die Gemeinschaftsgewalt untersucht. 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist das Unterrichtungsverfahren 
nach Art . 2 des deutschen Zustimmungsgesetzes zu den Römischen 
Verträgen. Sie wendet sich damit einem jener angesprochenen Mecha-
nismen zu, die das nationale Parlament i n den Willensbildungsprozeß 
zu den Gemeinschaftsakten auf eine der gegenwärtigen Gemeinschafts-
verfassung adäquate Weise zu integrieren versuchen. Die im Rahmen 
dieses durch Art . 2 begründeten und in bisher dreizehnjähriger Parla-

1 I n neuerer Zeit so vor al lem Rupp, NJW 1970, S. 358 ff.;  kri t isch dazu 
Ipsen, Verfassungsperspektiven,  S. 10 ff. 

2 Badura,  W D S t R L H. 23, S. 73 f. unter Hinweis auf Ar t . 79 GG. 
3 Ipsen, Fusionsverfassung, S. 60 f.; ders.,  Verfassungsperspektiven,  S. 18 f.; 

Martens,  EuR 1970, S. 209 ff.;  kr i t isch dazu: Wagner,  Staat 1970, S. 268 f. 
4 Vgl. etwa Jay,  A f ter  the Common Market, S.30ff . :  „ I f . . . Br i ta in were 

to jo in the Common Market the Br i t ish Parl iament would be transferring 
power over their own affairs  out of their own hands, and handing i t over to 
an undemocratic body, not responsible to anyone . . . " 
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mentspraxis entwickelten Verfahrens  festgestellten Grenzen können 
zugleich Aufschluß geben über die Effektivität  und Limit iertheit mittel-
barer demokratischer Legitimation und Kontrolle im überstaatlichen 
Bereich. Ar t . 2 ZustG lautet: 

„Die Bundesregierung hat Bundestag und Bundesrat über die Entwick-
lungen im Hat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  und i m Hat der 
Europäischen Atomgemeinschaft laufend zu unterrichten. Soweit durch den 
Beschluß eines Rats innerdeutsche Gesetze erforderlich  werden oder i n der 
Bundesrepublik Deutschland unmit telbar geltendes Recht geschaffen  wird, 
soll die Unterr ichtung vor der Beschlußfassung des Rats erfolgen." 

Das im Rahmen dieser Vorschrift  entwickelte Verfahren  nimmt in-
zwischen einen umfangreichen Teil der parlamentarischen Praxis von 
Bundestag und Bundesrat ein5. Gleichwohl wurde ihm in der Literatur 
bislang nahezu keine Beachtung geschenkt6. Das mag seine Uusache 
einmal in der einseitigen Betrachtungsweise des Gemeinschaftsrechts 
durch einen großen Teil der Autoren haben, die in den Gemeinschaften 
eine Ar t Uberstaat mi t allen Konsequenzen für deren Verfassungs-
gefüge zu sehen geneigt sind, es kann jedoch auch in jener Sicht ge-
meinschaftsrechtlicher  Phänomene begründet sein, die Gemeinschaften 
und Mitgliedstaaten stets in scharfer  Trennung voneinander behandelt 
und dabei die notwendigen Interdependenzen zwischen nationalem 
und übernationalem Bereich vernachlässigt. 

M i t Ar t . 2 ZustG wurde der Versuch unternommen, übernationale 
Entscheidungsvorgänge den nationalen parlamentarischen Instanzen 
transparent zu machen, um ihnen so die im Übergang von der Koordi-
nierung nationaler Wirtschaftspolitik unintegriert, also national statt-

6 Aufschlußreich sind etwa folgende Zahlen aus der Bundesrats-Statistik: 

verabschiedete Gesetze bearbeitete Gemeinschaftsvorlagen 

1967 107 158 
1968 172 201 
1969 114 146 
1970 101 176 

Bei dieser Stat ist ik ist allerdings zu berücksichtigen, daß sie den ta t -
sächlichen Arbeitsaufwand nicht erkennen läßt. Dieser w i r d grundsätzlich 
bei der Bearbeitung von Gesetzen wesentlich höher einzuschätzen sein, als 
bei den Gemeinschaftsvorlagen. 

« E in gutes Beispiel bietet hierfür  das Referat von Holtz  auf dem Colloque 
d'Association pour le développement de la science pol i t ique européenne, ver -
anstaltet vom Inst i tu t d'Etudes polit iques de Lyon, i n dem nur an einer 
Stelle kurz auf Ar t . 2 ZustG hingewiesen wi rd , i m übrigen das auf dieser 
Vorschrift  basierende Informationsverfahren  jedoch vö l l ig außer Ansatz 
bleibt. Vgl. Holtz , La préparation de la décision communautaire au niveau 
allemand, in : La décision dans les Communautés européennes, S. 167 f f., vgl. 
insbesondere S. 173. Die gründlichste Würdigung des Verfahrens  findet sich 
bisher bei Niblock, The EEC: National Parliaments i n Community Decision-
making (1971). Vgl. dort insbesondere die Darstel lung auf S. 38 ff. 
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findende demokratische Legitimation und Kontrolle öffentlicher  Ge-
wal t zu ermöglichen. 

Die vorliegende Untersuchung geht von dem verfassungsrechtlichen 
Anlaß aus, der zur Aufnahme der Vorschrift  in das deutsche Ratifika-
tionsgesetz geführt  hat, um sich dann, nach einer Darstellung des 
Regelungsgehalts des Art . 2 und des Unterrichtungsverfahrens,  der 
Einordnung der Unterrichtungspflicht  in das System des Grundgesetzes 
zuzuwenden. Es folgt, nach einem kurzen Uberblick über die Folgen 
mangelhafter Unterrichtung, eine Untersuchung der Entschließungs-
praxis von Bundestag und Bundesrat und der Auswirkungen des 
Unterrichtungsverfahrens  auf den nationalen und supranationalen 
Entscheidungsprozeß. Den Abschluß bilden eine kurze Darstellung ähn-
licher Unterrichtungsverfahren  und parlamentarischer Akt iv i täten in 
den übrigen Mitgliedstaaten und eine kritische Würdigung des gesam-
ten Informationsverfahrens,  die schließlich zu einigen konkreten Än-
derungsvorschlägen führt. 


